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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Le Conseil fédéral a transmis à la fin du mois de novembre le message relatif à
l’approbation de l’accord de coopération scientifique et technologique entre la
Confédération suisse et les Communautés européennes en vue de la participation de la
Suisse aux sixièmes programmes-cadres de l’UE. Il est entré en vigueur de manière
anticipée au premier janvier 2004, afin que les chercheurs suisses ne soient pas
prétérités. Le lancement et la direction de projet leur sera désormais possible. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.11.2003
ROMAIN CLIVAZ

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Am 20. November 2019 beantragte der Bundesrat dem Parlament die Totalrevision des
Gesetzes über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung. Der
Bundesrat erläuterte, dass die Förderpolitik des Bundes im Bereich der internationalen
Zusammenarbeit in der Bildung autonomer und schneller auf ein sich rasch
veränderndes Umfeld reagieren können soll. Die bestehenden Förderinstrumente sollen
daher flexibler ausgestaltet werden, ohne dass dabei neue Fördertatbestände
geschaffen werden. Mit dem totalrevidierten Gesetz soll die Assoziierung an EU-
Bildungsprogramme mit der Umsetzung eigener Schweizer Förderprogramme rechtlich
gleichgestellt werden, so der Bundesrat in seiner Botschaft. Zudem soll die Bestimmung
zur Ausrichtung von Individualstipendien für die Ausbildung an europäischen
Institutionen angepasst werden. Stipendien sollen neu nicht nur für die Ausbildung an
europäischen, sondern auch an anderen ausgewählten Institutionen im Ausland
vergeben werden können, falls dies für die Exzellenzförderung zielführend ist. Auch soll
der Bereich der internationalen Zusammenarbeit in der Berufsbildung im Sinne einer
einheitlichen Förderpolitik aufgeführt werden. 
Das weitere Vorgehen in der europäischen Bildungszusammenarbeit wird mit dem
Gesetz nicht vorweggenommen; der Bundesrat wird dem Parlament die Assoziierung an
EU-Bildungsprogramme und deren Finanzierung gegebenenfalls im Rahmen von
separaten Vorlagen vorschlagen. Das Gesetz soll zudem nur die Grundzüge der
Fördermöglichkeiten des Bundes enthalten; die Umsetzung soll vom Bundesrat wie
bisher in der entsprechenden Verordnung geregelt werden, die nach der Revision des
Gesetzes ebenfalls geändert werden solle. 
Die bisherigen Bestimmungen bezüglich der Mandatierung einer nationalen Agentur zur
Umsetzung der Förderung sollen mit der Gesetzesrevision an den bildungspolitischen
Kontext angepasst werden. Ebenso soll die bislang bestehende Verknüpfung der
nationalen Agentur mit der Teilnahme an den EU-Programmen aufgelöst werden. Die
nationale Agentur soll mittels einer Leistungsvereinbarung mit Umsetzungsaufgaben
beauftragt werden können, die bei einer Assoziierung an ein internationales Programm
oder bei einem vom Bund initiierten Schweizer Programm entstehen würden. 
In der Vernehmlassung, die vom 13. Februar bis zum 24. Mai 2019 durchgeführt worden
war, hatte die neue Gesetzesgrundlage breite Zustimmung gefunden. Intensiv diskutiert
worden war insbesondere das Verhältnis zur EU und ihren Bildungsprogrammen (z.B.
Erasmus). Während sich einige Organisationen aus dem Bildungsbereich sowie mehrere
Kantone und Parteien für eine Assoziierung an die nächste Programmgeneration der
EU-Bildungsprogramme ausgesprochen hatten, hatten andere
Vernehmlassungsteilnehmer und -teilnehmerinnen betont, dass die Zusammenarbeit
mit dem europäischen Raum zugunsten von aussereuropäischen Kooperationen zu
beschränken sei.
Eine Anpassung der Gesetzesvorlage nach der Vernehmlassung erachtete der Bundesrat
nicht als nötig. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.11.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Im Sommer 2020 befasste sich der Ständerat als Erstrat mit der Totalrevision des
Gesetzes über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung.
Hannes Germann (svp, SH) fasste als Sprecher der WBK-SR für das Plenum noch einmal
die wichtigsten Ziele der Totalrevision zusammen. Diese bestünden in der gezielten
Flexibilisierung der bestehenden Förderinstrumente, der grösseren Kohärenz zwischen
diesen Instrumenten, der Schliessung inhaltlicher und formaler Lücken sowie in der
Klärung einiger Begriffe. In der Detailberatung hiess die kleine Kammer die vom
Bundesrat vorgeschlagenen Gesetzesänderungen im Grossen und Ganzen gut und nahm
nur drei kleine, von der WBK-SR eingebrachte Änderungen jeweils einstimmig an. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Herbstsession 2020 beugte sich der Nationalrat über die Totalrevision des
Gesetzes über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung.
Mustafa Atici (sp, BS) erinnerte daran, dass die Schweiz seit 2014 nur noch Partnerland
und nicht mehr Programmland des EU-Austauschprogramms Erasmus+ ist. Daher habe
die Schweiz in der Vergangenheit alternative Instrumente für Schweizer Studierende
geschaffen. Die wesentliche Neuerung der vorliegenden Totalrevision bestehe in der
gleichwertigen gesetzlichen Verankerung der beiden Varianten, nämlich einerseits die
Assoziierung der Schweiz an ein internationales Förderprogramm, namentlich an
Erasmus+, und andererseits die Umsetzung und direkte Finanzierung des eigenen
Schweizer Förderprogramms, das seit 2014 angelaufen ist. Im Rahmen der Debatte im
Nationalrat wurden einige Mehrheits- und Minderheitsanträge erläutert. Schliesslich
wurde aber nur eine einzige Differenz zum Ständerat geschaffen. Gemäss der Variante
des Nationalrats soll der Geltungsbereich des Gesetzes ausdrücklich um die Teilnahme
an internationalen Programmen erweitert werden.
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat das Geschäft mit 192 zu 0 Stimmen
einstimmig an. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der dritten Woche der Herbstsession 2020 stimmte der Ständerat im Rahmen der
Totalrevision des Gesetzes über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in
der Bildung bei der letzten Differenz der Variante des Nationalrates zu. Damit wurde im
Gesetzestext explizit festgehalten, dass der Bildungsraum Schweiz an internationalen
Programmen teilnehmen können soll.
In den Schlussabstimmungen wurde die Revision jeweils einstimmig, mit 44 zu 0
Stimmen respektive 196 zu 0 Stimmen, angenommen. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Forschung

Lors de la session d'automne, le Conseil national a approuvé le montant demandé par
le gouvernement, non sans avoir au préalable refusé à une confortable majorité une
proposition de renvoi du député Blocher (udc, ZH) qui – soutenue par l'UDC, les
démocrates suisses, la Lega et le parti de la liberté (ex-PA) – demandait au Conseil
fédéral de ne pas présenter le projet au parlement avant de disposer de contre-
prestations concrètes et adéquates de la part de l'UE. Relevons que la proposition
Nebiker (udc, BL), qui demandait que le Conseil fédéral ne libère les crédits que lorsque
des négociations bilatérales dans les autres domaines importants pour la Suisse auront
été engagées avec l'UE, a été rejetée par le CN. En revanche, cette dernière a accepté la
proposition Loeb (prd, BE) requérant du gouvernement de procéder à une évaluation
des programmes de recherche et de formation avant la fin de la période de
contribution. 
La Chambre basse a, par ailleurs, adopté l'arrêté fédéral concernant la coopération
internationale en matière d'enseignement supérieur et de mobilité, suivie en cela par le
Conseil des Etats qui, durant la session d'hiver, a également accepté à l'unanimité
l'arrêté fédéral sur le financement de la participation de la Suisse aux programmes de
recherche et de formation de l'UE. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.09.1994
LIONEL EPERON

Zur Integration der Schweizer Forschung in das EU-Rahmenprogramm von 2003 bis
2006 sind 869 Mio Fr. notwendig. Der Bundesrat überwies im November einen
entsprechenden Kredit an das Parlament, der eine Vollbeteiligung und damit auch die
vollumfängliche Mitwirkung der Schweiz am sechsten EU-Rahmenprogramm für
Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration (einschliesslich EURATOM)
in den Jahren 2003-2006 ermöglichen soll. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.10.2001
ELISABETH EHRENSPERGER
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Beide Kammern stimmten dem vom Bundesrat vorgelegten Kredit von 869 Mio Fr. zur
Integration der Schweizer Forschung in das sechste EU-Rahmenprogramm von 2003
bis 2006 oppositionslos zu. Dennoch kann sich die Schweiz nicht von Anfang an daran
beteiligen. Das bilaterale Forschungsprogramm war das einzige der neun sektoriellen
Abkommen, das am 1. Juni nicht in Kraft trat, weil es an das auslaufende fünfte
Rahmenprogramm gekoppelt war. Der leztmögliche Beitritt wäre der 1.1.2002 gewesen.
Für das sechste Rahmenprogramm sah der Vertrag mit der EU vor, dass es „im
gegenseitigen Einverständnis erneuert oder neu ausgehandelt werden kann“. Wegen
der Differenzen zwischen der Schweiz und der EU bei der Zinsbesteuerung und der
Betrugsbekämpfung kam es im Berichtsjahr aber zu keinem Abschluss, obgleich sich der
EU-Forschungskommissar stark dafür einsetzte 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.2002
MARIANNE BENTELI

Nachdem die Verhandlungsdelegationen die Beratungen des neuen
Forschungsabkommens zwischen der Schweiz und der EU im Sommer abgeschlossen
sowie paraphiert hatten, gab der Bundesrat Ende Jahr grünes Licht für die
Unterzeichnung des Abkommens und verabschiedete eine entsprechende Botschaft an
das Parlament. Das bis 2006 geltende Abkommen sichert gleiche Beteiligungsrechte
bzw. die gleichberechtigte wissenschaftliche und technologische Mitarbeit der Schweiz
am 6. Rahmenprogramm der EU. Dafür wird die Schweiz jährlich zwischen 200 und 220
Mio Fr. bezahlen. Eine provisorische Anwendung des Abkommens, das noch von den
Eidgenössischen Räten sowie vom Europäischen Parlament genehmigt werden musste,
wurde auf 1. Januar 2004 vereinbart [74]. Der Bundesrat setzte zudem die angepassten
rechtlichen Grundlagen zur schweizerischen Teilnahme an den EU-
Bildungsprogrammen (Bereiche Bildung, Berufsbildung, Jugendprogramme und
Mobilitätsförderung) auf den 1. Januar 2004 in Kraft. Die Schweiz wird sich
voraussichtlich bis in das Jahr 2006 indirekt an diesen Programmen beteiligen – eine
offizielle Beteiligung wird mittels bilateraler Abkommen im Hinblick auf die 2007
beginnenden Programme der nächsten Generation angestrebt. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.11.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

In der Sommersession genehmigte das Parlament das neue Forschungsabkommen
zwischen der Schweiz und der EU mit 166:17 Stimmen bei 3 Enthaltungen (Nationalrat)
resp. 42:0 Stimmen (Ständerat). Die Übereinkunft sichert gleiche Beteiligungsrechte
resp. die gleichberechtigte wissenschaftliche und technologische Mitarbeit der Schweiz
am 6. EU-Rahmenprogramm (2002-2006). Für die Beteiligung der Schweiz hatte der
Bundesrat 2002 einen Rahmenkredit von insgesamt 869 Mio Fr. gutgeheissen. Da diese
gegenüber den ursprünglichen Plänen mit einer einjährigen Verspätung erst seit Anfang
2004 gilt, war der Kredit um 62 Mio gekürzt worden. Für die Mehrheit des Nationalrats
war dies ein Fehler, weil für die 2003 bewilligten Projekte zu wenig Geld zur Verfügung
stehe. Mit 111:47 Stimmen hiess der Rat deshalb eine Motion seiner Bildungskommission
gut, die eine Wiederaufstockung des gekürzten Kredits für das laufende Jahr um 40 Mio
Fr. verlangt. Der Ständerat lehnte den Vorstoss mit 19:16 Stimmen ab. In seiner Antwort
auf eine Frage Sadis (fdp, TI) versicherte der Bundesrat, dass die Finanzierung der 2003
bewilligten Forschungsprojekte gesichert sei, falls das Parlament dem im Voranschlag
2005 enthaltenen Zusatzkredit zustimme. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Im Mai unterbreitete der Bundesrat dem Parlament zwei Abkommen zum europäischen
Patentsystem und die damit erforderlichen Änderungen des Patentgesetzes. Die
Neuerungen betrafen weitgehend technische Aspekte und Verfahrensfragen. Materiell
wurde der Schutz weiterer medizinischer Indikationen verankert und dabei die
Rechtsprechung des Europäischen Patentamts kodifiziert. Neu kann der Patentinhaber
sein Patent in einem einzigen Verfahren mit Wirkung für sämtliche Schutzstaaten ganz
oder teilweise beschränken oder widerrufen. Gemäss Revision des
Sprachenübereinkommens ist es nicht mehr nötig, ein englischsprachiges Patent in
eine schweizerische Amtssprache zu übersetzen, damit es in der Schweiz Wirkung
entfaltet. Die Räte genehmigten die Abkommen in der Wintersession: das
Patentübereinkommen mit 44 Stimmen bei einer Enthaltung (Ständerat) resp. 131:17
Stimmen bei 35 Enthaltungen (Nationalrat), das Sprachenübereinkommen mit 45:0
Stimmen (SR) resp. 167:16 Stimmen (NR). Die Grünen lehnten die Vorlage ab, während
die Mehrheit der SP sich der Stimme enthielt; beide Parteien hatten Vorbehalte
gegenüber der Ausweitung medizinischer Indikationen geäussert. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2005
MAGDALENA BERNATH
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Das Parlament genehmigte einen Verpflichtungskredit von 2,545 Mia Fr. für die
integrale Beteiligung der Schweiz am 7. Forschungsrahmenprogramm der EU für die
Jahre 2007-2013. Es ermöglicht der Schweiz die Fortsetzung der heutigen
Zusammenarbeit mit der Europäischen Union in den Bereichen Forschung,
technologische Entwicklung und Demonstration. In der Eintretensdebatte bedauerten
die Räte, dass die Botschaftzum BFI-Kredit 2008-2011 noch nicht vorliege. Bundesrat
Couchepin wies darauf hin, dass sich dieser Kredit nicht über denselben Zeitraum
erstrecke wie das EU-Programm; die Regierung werde die Botschaft deshalb erst im
kommenden Jahr verabschieden. Im Nationalrat beantragte die SVP vergeblich
Rückweisung des Geschäfts an den Bundesrat, um die Beratung bis zum Vorliegen der
BFI-Botschaft auszusetzen. Das Anliegen der Grünen, den Kredit um den Betrag für die
Euratom zu kürzen, blieb chancenlos, ebenso wie ein Antrag Müller (fdp, SG), der die
Bedürfnisse der KMU bei den nationalen Begleitmassnahmen besonders
berücksichtigen wollte. Bezüglich des Controlling beschloss das Parlament, ein System
mit Indikatoren einzuführen, um die Kostenwirksamkeit und die konkreten positiven
Auswirkungen der Schweizer Beteiligung an den verschiedenen Programmen und
Projekten zu ermitteln. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2006
MAGDALENA BERNATH

A travers un message, le Conseil fédéral a demandé au Parlement d’ouvrir les crédits
nécessaires, en l’occurrence 4389,3 millions de francs, pour permettre à la Suisse de
prendre part aux programmes-cadres de recherche de l’Union européenne (UE) de
2014 à 2020 en tant que pays associé. Ce crédit est indispensable pour garantir la
participation de la Suisse au paquet Horizon 2020, programme Euratom inclus. En
outre, un tel crédit couvre aussi le financement des mesures d’accompagnement
nationales. A propos de ces mesures, le Conseil fédéral a proposé la modification de la
loi fédérale de 2012 sur l’encouragement de la recherche et de l’innovation (LERI), afin
de garantir plus de souplesse dans le financement. Néanmoins, afin de saisir les enjeux
d’un tel message, il est désormais nécessaire de replacer son cadre. Depuis 1987, tout
d’abord projet par projet, puis comme pays associés à partir de 2004, la Suisse a
participé aux programmes-cadres de recherche, de développement technologique et
de démonstration (PCR) de l’UE. Pour appuyer son message, le Conseil fédéral a insisté
sur le fait qu’une telle coopération a connu un développement très positif. Il a cité
quelques chiffres qui ont montré l’importance d’un tel accord. Par exemple, rien que
depuis 2007, les participants suisses à ces programmes de recherches ont réussi à lever
plus de 1,56 milliard de francs. Une telle somme fait de l’UE la deuxième source de
financement de la recherche et du développement en Suisse. Ou encore, le coefficient
de retour de la Suisse est de 1,52. Un tel chiffre prouve que les chercheurs suisses sont
non seulement efficaces, mais arrivent à capter 1,5 fois le montant qu’ils recevraient, si
les fonds étaient répartis de manière proportionnelle à la contribution obligatoire. Par
ailleurs, le programme-cadre pour des activités de recherche et de formation en
matière nucléaire, dénommé Euratom et géré par la Communauté européenne de
l’énergie atomique, a été intégré au paquet Horizon 2020. Pour le Conseil fédéral, il est
nécessaire de poursuivre aussi bien l’association au PCR que la participation au
programme Euratom, ou en d’autres termes, il s’agit d’approuver le paquet Horizon
2020. Du côté des commissions, celle des finances du Conseil national (CdF-CN), a
soutenu le projet par 19 voix contre 4 et 1 abstention. La Commission de la science, de
l’éducation et de la culture (CSEC-CN), a approuvé le message par 16 voix contre 2 et 5
abstentions, alors qu’elle a approuvé la modification de la LERI par 16 voix contre 3 et 3
abstentions. Et finalement, la Commission de la science, de l’éducation et de la culture
du Conseil des états (CSEC-CE) est entrée en matière sans opposition. Si les
commissions ont toutes approuvé le projet du Conseil fédéral, le dernier mot est
revenu aux deux chambres. Tout d’abord, celle du peuple a approuvé par 146 voix
contre 20 la proposition de crédit. Si l’UDC, par l’intermédiaire de Mörgeli (udc, ZH), a
montrée du doigt une somme démesurée pour un domaine tel que la recherche, tous
les autres partis ont relevé l’importance de la recherche pour la Suisse, citant
notamment le « Humain Brain Project » de l’Ecole polytechnique fédérale de Lausanne
(EPFL). Sur la question du nucléaire, la proposition de retrait d’une minorité a été
repoussée par 104 voix contre 68. Au final, la chambre des cantons a suivi sa sœur en
acceptant sans opposition le projet. Au sujet d’Euratom, l’accord a été validé par 30
voix contre 9, après que le conseiller fédéral Schneider-Ammann ait affirmé qu’il n’y
avait aucun conflit avec la stratégie énergétique de la Suisse. L’acceptation par les deux
chambres a permis au Conseil fédéral de renouveler l’accord bilatéral entre la Suisse et
l’UE, afin de garantir une association ininterrompue. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2013
GUILLAUME ZUMOFEN
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Après avoir participé, à hauteur d’environ 32 millions de francs, à la première phase de
construction de la « Source européenne de spallation ESS », établie à Lund en Suède, le
Conseil fédéral soumet deux projets liés à cette infrastructure de recherche aux
Chambres fédérales. Premièrement, il requiert l’approbation de la participation de la
Suisse à l’infrastructure de recherche internationale « Source européenne de
spallation ESS ». Deuxièmement, il demande l’ouverture d’un crédit sur la période 2013
à 2016 pour la coopération internationale dans le domaine de l’éducation, de la
recherche et de l’innovation. Le Conseil fédéral précise ainsi que la recherche
helvétique est tributaire d’une participation à des infrastructures de recherche
internationale. Afin de pousser les limites de la connaissance toujours plus loin, la
Suisse ne peut avancer toute seule. Une telle coopération à la source de neutrons la
plus puissante du monde doit permettre de consolider le pôle scientifique que
représente la Suisse. La participation de la Suisse à l’ESS ne nécessite pas d’accord
spécifique entre la Suisse et l’UE. Néanmoins, il est nécessaire que la Suisse
reconnaisse le European Research Infrastructure Consortium (ERIC) qui régit le cadre
juridique de nombreuses infrastructures de recherche dont la source européenne de
spallation ESS. La reconnaissance du cadre juridique forme le projet 1 qui valide la
participation à l’infrastructure de recherche internationale ESS. Une contribution
financière d’environ 98 millions de francs représente la seconde phase du projet. Ces
deux projets doivent offrir aux chercheurs suisses, notamment aux deux Ecoles
polytechniques fédérales (EPF), universités cantonales et hautes écoles, un accès direct
aux infrastructures les plus récentes. Les connaissances acquises pourraient
déboucher sur des nouvelles technologies ou des nouveaux médicaments. La
Commission de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil des Etats (CSEC-
CE) soutient les deux projets à l’unanimité. Finalement, les deux projets ont été
adoptés par le Conseil des Etats sans opposition. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

A la suite de l’approbation du Conseil des Etats relative, premier lieu, à la participation
de la Suisse à l’infrastructure de recherche internationale «Source européenne de
spallation ESS» et, en deuxième lieu, à l’ouverture d’un crédit sur la période 2013 à
2016 pour la coopération internationale dans le domaine de l’éducation, de la
recherche et de l’innovation, le Conseil national s’est lui aussi penché sur la question.
La Source européenne de spallation ESS est appelée à devenir un des centres de
recherches les plus avancés au monde. Du côté des arguments en faveur de la
participation de la Suisse, la majorité de la Commission de la science, de l’éducation et
de la culture du Conseil national (CSEC-CN) a mis en avant les possibilités de progrès
technologiques, notamment la découverte de nouveaux médicaments. De plus, Isabelle
Chevalley (plr, VD) a précisé qu’un premier crédit de 32 millions a déjà été accordé et
qu’il s’agit, dès lors, de valider un second crédit à hauteur de 98 millions. Même si la
Commission a souligné qu’il s’agissait d’un montant considérable, elle soutient
néanmoins la participation de la Suisse, étant donné que la recherche de pointe
helvétique est tributaire d’installations de qualité. Une minorité de la Commission,
emmenée par Christoph Mörgeli, (udc, ZH) s’est opposée à la participation de la Suisse.
Finalement, la participation helvétique a été validée par le Conseil national par 142 voix
contre 50 et 3 abstentions et un crédit pour la coopération dans le domaine de
l’éducation, de la recherche et de l’innovation a été approuvé à 125 voix contre 45 et 4
abstentions. 15
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A travers un message, le Conseil fédéral a enclenché les rouages d’une prolongation de
la Participation de la Suisse à l’infrastructure de recherche European XFEL. Le
European XFEL, une infrastructure de recherche basée à Hambourg, est le fruit d’une
coopération internationale, mais surtout européenne, dans le domaine de la recherche
sur les rayons X. Schématiquement, l’infrastructure doit permettre d’étudier des
microstructures, invisibles à l’œil nu ou même au microscope optique. Un tel outil,
selon le Conseil fédéral, doit permettre, à long terme, l’acquisition de nouvelles
connaissances fondamentales et ainsi mener à des avancées considérables dans des
domaines tels que les nouveaux matériaux, la santé ou encore l’approvisionnement
énergétique. Alors qu’une structure similaire, le SwissFEL, construit à l’institut Paul
Scherrer (PSI), laser à électrons libres national, devrait être en activité à partir de 2016,
la participation au EuropeanXFEL doit fournir aux chercheurs suisses les meilleures
armes pour la recherche dans le domaine des rayons X. Du point de vue financier, le
Conseil fédéral a précisé que la participation de la Suisse à la construction du laser à
électrons libres européen s’élève à 31,9 millions de francs. Cette somme correspond à
1,5% des coûts totaux. Pour la suite, le Parlement doit se prononcer, dans un premier
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temps, sur la continuation de la participation de la Suisse, puis dans un deuxième
temps, sur l’ouverture de crédits pour la coopération internationale dans le domaine de
l’éducation, de la recherche et de l’innovation, à raison de 1,8 million de francs par an.
Lors des débats au Conseil national, la Commission de la science, de l’éducation et de
la culture du Conseil national (CSEC-CN), a apporté son soutien au Conseil fédéral. Elle
a souligné les potentielles découvertes, notamment dans le domaine de la santé, qui
seraient ouvertes à la Suisse, grâce à une participation à l’European XFEL. Le conseiller
fédéral Schneider-Ammann a renchéri en mettant en évidence les débouchés
potentiels. Il a notamment insisté sur les synergies entre le SwissFEL et le European
XFEL. Des voix, principalement du côté du parti agrarien, se sont élevés contre la
participation de la Suisse. Le débat a alors viré sur des questions de politique
extérieure, lorsque l’UDC a d’abord pointé du doigt la participation de la Russie au
projet, puis a remis sur la table la question des relations bilatérales avec l’Union
Européenne (UE). Néanmoins, la majorité de la chambre a décidé de ne pas mélanger
recherche scientifique et politique extérieure. De plus, sur la question des crédits, la
CSEC-CN et le conseil fédéral ont rappelé que des équipements pour plus d’un million
d’euros avaient été achetés à des entreprises helvétiques. Au final, le Conseil national a
suivi le Conseil fédéral et voté en faveur de la continuation de la participation de la
Suisse aux European XFEL par 133 voix contre 43. De plus, il a aussi accepté le crédit
annuel de 1,8 million de francs, par 135 voix contre 39 et 1 abstention. Pour la suite,
c’est le Conseil des Etats qui s’est penché sur la question. Tout d’abord, la continuation
de la participation de la Suisse au programme de recherche European XFEL a été
acceptée à l’unanimité par 38 voix. Puis, dans la suite logique, l’ouverture d’un crédit
pour la coopération internationale dans les domaines de l’éducation, de la recherche et
de l’innovation a été validée à l’unanimité par 40 voix. 16

Der Bundesrat präsentierte im Mai 2020 die Finanzierungsbotschaft für die Beteiligung
am Horizon-Paket 2021–2027 der EU. Neben dem Kernstück «Horizon Europe»
umfasst das Paket auch das Euratom-Programm, das Programm ITER (Fusionsforschung)
und das Digital Europe Programme. Der Bundesrat beantragte dafür insgesamt CHF
6'154 Mio. Stimmt das Parlament diesen Mitteln zu, erhält der Bundesrat das Mandat,
eine Erneuerung des bilateralen Forschungsabkommens zwischen der Schweiz und der
EU auszuhandeln. Damit könnte eine ununterbrochene Assoziierung der Schweiz
gewährleistet werden. Die vom Bundesrat beantragten Mittel decken die mutmasslichen
Pflichtbeiträge (insgesamt CHF 5'423 Mio.) einer vollumfänglichen Beteiligung der
Schweiz als assoziierter Staat an den vier erwähnten Programmen ab. Auch ist eine
Reserve für allfällig höher ausfallende Pflichtbeiträge vorgesehen (CHF 614 Mio.).
Ausserdem enthält der Antrag die Finanzierung nationaler Begleitmassnahmen (CHF 117
Mio.). 
Zurzeit sind die Teilnahmebedingungen für Nicht-EU-Mitgliedstaaten wie die Schweiz
am Horizon-Paket noch nicht geklärt. Der Bundesrat strebt eine vollumfängliche
Beteiligung am gesamten Horizon-Paket als assoziierter Staat an. Offizielle
Verhandlungen mit der EU über ein Beteiligungsabkommen können aber erst
aufgenommen werden, wenn auf Seite EU die nötigen Rechtsgrundlagen verabschiedet
sind. Ziel des Bundesrates ist, dass sich Forschende in der Schweiz bereits an den
ersten Ausschreibungen von «Horizon Europe» und den damit verbundenen Initiativen
beteiligen können. Sollte eine Vollassoziierung an das Horizon-Paket nicht oder
vorübergehend nicht möglich sein, können die Mittel, nötigenfalls während der
gesamten Laufzeit des Pakets, für die projektweise Finanzierung von Schweizer
Partnern durch den Bund benutzt werden. Damit will der Bundesrat den inländischen
Forschungs- und Innovationsakteuren möglichst analoge Bedingungen wie bei einer
Assoziierung bieten. 17
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Das Horizon-Paket 2021–2027 stand in der Herbstsession 2020 auf dem Programm des
Ständerates. Die kleine Kammer befasste sich als Erstrat mit diesem Geschäft im
Bereich der Forschung, das ein finanzielles Volumen von CHF 6'154 Mio. umfasst. Nach
dem unbestrittenen Eintreten befasste sich der Ständerat mit einem Antrag von
Thomas Minder (parteilos, SH), der das Geschäft an die Kommission zurückweisen
wollte. Minder argumentierte, dass die Finanzierungsbotschaft für Horizon 2021–2027
aus mehreren taktischen Gründen nicht bereits in dieser Herbstsession verabschiedet
werden sollte. So sei beispielsweise noch nicht klar, bei welchen Pfeilern des Horizon-
Pakets die Schweiz überhaupt teilnehmen dürfe. Die Schweiz laufe auch generell
Gefahr, dass sie bei Differenzen mit der EU erneut zeitweise von Horizon
ausgeschlossen werde. Die Mehrheit des Ständerates teilte diese Bedenken jedoch
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nicht; der Rückweisungsantrag Minder wurde mit 34 zu 3 Stimmen bei 3 Enthaltungen
klar abgelehnt. Danach beriet der Ständerat noch über den Minderheitsantrag Stark
(svp, TG) betreffend die Höhe der Reserve für allfällig höher ausfallende Pflichtbeiträge.
Dieser Antrag wurde knapp abgelehnt (23 zu 19 Stimmen). In der Gesamtabstimmung
wurde die Vorlage mit 37 zu 2 Stimmen bei 2 Enthaltungen deutlich angenommen. 18

Die grosse Kammer beugte sich in der Wintersession 2020 über das Horizon-Paket
2021–2027. Mehrere Rednerinnen und Redner betonten dabei die Wichtigkeit der
Erneuerung dieses Forschungsabkommens mit der EU. Nur so könne die Schweiz bei
der Forschung auf Niveau «Champions League» mitspielen, argumentierte Christian
Wasserfallen (fdp, BE). Die Finanzierungsbotschaft wurde aber nicht von allen Parteien
vollständig unterstützt. Während eine Minderheit um Diana Gutjahr (svp, TG) die Vorlage
an den Bundesrat zurückweisen wollte, um ein alternatives, nationales Programm
ausarbeiten zu lassen, wollte eine weitere Minderheit Keller (svp, NW) die vom
Bundesrat budgetierte Reserve von CHF 614 Mio. auf CHF 466 Mio. reduzieren. Beide
Anträge wurden abgelehnt. Ebenfalls keine Mehrheit fanden zwei Anträge von links-
grüner Seite, welche die Verpflichtungen für das Euroatom-Programm auf Ende 2025
befristen wollten. Zu reden gaben des Weiteren insbesondere folgende zwei Punkte: Im
Horizon-Programm 2021–2027 wird der Finanzierungsmechanismus geändert. Neu zahlt
jeder Staat so viel ins Programm ein, wie wieder an die Forscherinnen und Forscher
ausbezahlt wird (pay as you go Prinzip). Es ist also nicht mehr möglich, mehr Mittel zu
beziehen als einzubezahlen. Diese Neuerung sei gemäss Claudia Friedl (sp, SG) in der
Kommission bedauert worden, könne aber nicht rückgängig gemacht werden. Zudem
habe die EU generell mehr Geld für das Programm budgetiert als in der vergangenen
Periode, weshalb auch die Schweiz einen höheren Betrag aufwenden müsse. Der zweite
Punkt betraf die generellen Beziehungen der Schweiz zur EU. Christian Wasserfallen
und auch Forschungsminister Parmelin betonten im Rat, dass die Assoziierung an das
Horizon-Paket nichts mit dem Rahmenabkommen zu tun habe. Für Angelika Kalt,
Direktorin des SNF, war die Sache allerdings nicht so klar. Gemäss Kalt wäre es möglich,
dass die EU die Verabschiedung des Rahmenabkommens voraussetzt, damit die Schweiz
an Horizon teilnehmen könne. 
In der Schlussabstimmung sprach sich der Nationalrat deutlich für die Zustimmung zum
Horizon-Paket respektive zum Start der Verhandlungen des Bundesrates mit der EU aus.
138 Personen stimmten dafür, 49 Mitglieder der SVP stimmten dagegen, eine Person
enthielt sich der Stimme (ebenfalls SVP). 19
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